
Pintig – Am Puls der Zeit

Liebe Freunde und Mitglieder!
Nach den Lockerungen der Auflagen im Sommer verschärft sich nun die Lage in der Corona-Pandemie wie-
der, die Infektionszahlen steigen weltweit und mit ihr oft auch die Zahl der schwer Erkrankten.

Wir haben inzwischen Einiges gelernt über COVID-19:

Über die möglichen Auswirkungen des Virus im Körper und dass die Hygienemaßnahmen wie Ab-
stand halten, richtiges Händewaschen und Maske tragen helfen, das Ansteckungsrisiko zu reduzie-
ren. Nehmt diese Krankheit weiterhin ernst und informiert Euch über mögliche Maßnahmen, z.B. über 
das 20-Punkte-Programm der ICOR, das wir auf auf die Webseite gestellt haben.

Die Corona-Krise wird zunehmend als Vorwand ausgenutzt, um demokratische Rechte zu beschneiden und 
um bereits seit längerem in der Schublade liegende Pläne für Massenentlassungen durchzusetzen. 

Die Arbeiter bei Mercedes beginnen nun, sich gegen diese Abwälzung der Krisenlasten in Form der 
Entlassung von 20 bis 30.000 Mitarbeitern zu wehren! Diese Proteste entstehen in einer Zeit der internatio-
nalen Protestbewegungen, wie z.B. „Fridays for Future“ und „Black-Lives-Matter“. Sie sind eine Gegenbewe-
gung zu den spalterischen, rechten Hetzern und reaktionären Regierungen wie die von Trump in den USA 
und Duterte in den Philippinen.

In den Philippinen protestieren die Menschen nach wie vor gegen das neue „Anti-Terror-Gesetz“, insbeson-
dere nach erneuten Ermordungen von Aktivisten. Eine beliebte Methode ist das „red-tagging“ (Brandmar-
kung als „rot“ = Kommunist) als Vorwand und Rechtfertigung für die Ermordung und Verhaftung von zahlrei-
chen Oppositionellen. Man muss kein Kommunist sein, um gegen Antikommunismus zu sein!

Der vorläufige, traurige Höhepunkt dieser menschenverachtenden Politik zeigte sich nun:

Wir trauern gemeinsam mit unseren philippinischen Freunden und das Baby der politischen Gefange-
nen Reina Mae A. Nasino, dass am 9. Oktober 2020 im Krankenhaus verstorben ist. In der letzten Aus-
gabe haben wir über Ina berichtet. Diese zutiefst menschenfeindliche Vorgehensweise, einer Mutter so-
gar den Kontakt zu ihrem im Sterben liegenden Baby zu verweigern, verurteilen wir auf das Schärfste!

Wir haben als DPF 100 Euro für die Trauerfeier gespendet und der Mutter einen Brief geschrieben.

Nähere Informationen findet ihr in diesem Rundbrief
und auf der Webseite. 

Auch in Europa nehmen die Menschenrechtsverlet-
zungen zu, wie auch die „Katastrophe mit Ansage“ in
Moria gezeigt hat. Wenige Tage vor der Brandkata-
strophe im völlig überfüllten Flüchtlingslager hat Soli-
darität International e.V. ein Buch zu den Zuständen
in Moria und den Protesten dagegen veröffentlicht:

Der Bildband "Free Moria" kostet 14 Euro und ist er-
schienen im Verlag Neuer Weg. Weitere Infos findet
ihr unter https://www.neuerweg.de/bucher/free-mo-
ria/werbeflyer-free-moria 

Als Freundschaftsverein unterstützen wir, besonders
angesichts der katastrophalen Hygienebedingungen,
die Forderungen: Evakuiert von Moria! Für die so-
fortige Freilassung aller politischen Gefangenen in den Philippinen!

Bleibt gesund und meldet Euch, wenn Ihr Unterstützung braucht! Aktuelle Termine, z.B. die aufgrund der Ab-
standsregel als Telefonkonferenz stattfindenden Vorstandstreffen (nächster Termin: 14.11.20, 18 Uhr), veröf-
fentlichen wir auf der Webseite. 

Herzliche Grüße,

Euer Vorstand

Dagmar, Dani, Dieter, Dilek, Jane, Julia, Rainer, Rosi, Steffi
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Proteste gegen Dutertes SONA-Rede

Mehr als 100 Gruppen haben am 27.  Juli  als
Reaktion auf die „5. Erklärung von Duterte zur
Lage  der  Nation“  (SONA)  protestiert.  Damit
konnte das breiteste vereinigte Bündnis seit 20
Jahren  aufgebaut  werden.  Anliegen  des
SONAkaisa (Volks-SONA)  genannten
Bündnisses  sind  die  langsame  und
unangemessene  Reaktion  der  Regierung  auf
Covid-19,  die  Unterzeichnung  des  Anti-Terror-
Gesetzes, die Nichterneuerung der ABS-CBN-
Lizenz, die Arbeitslosigkeit, die Angriffe auf die
Pressefreiheit und anderes. 
Unterstützt wird es von Prominenten wie Leila
da  Lima,  die  zurzeit  im  Gefängnis  sitzt,  der
früheren  obersten  Richterin  Maria  Lourdes
Sereno  und  Schwester  Mary  John  Manazan,
Co-Obfrau  der  Bewegung  gegen  Tyrannei
(MAT).
An der Volks-SONA nahmen trotz Warnungen
der  Regierung  insgesamt  mehr  als  8000
Menschen  teil,  wobei  die  Hygiene-
bestimmungen eingehalten wurden.

Das  Innenministerium  hatte  die  örtlichen
Regierungseinheiten  angewiesen,  keine
Erlaubnis für Demonstrationen zu erteilen.
Die  Protestaktion  beleuchtete  auch  das
Versagen der  Regierung  bei  der  Bekämpfung
von  Covid-19.  Seit  vier  Monaten  schiebt  die
Regierung  die  Verantwortung  auf  das  eigene
Volk,  das  sich  vermeintlich  eigensinnig
gegenüber  den  Gesundheitsvorschriften
verhalte. Die Philippinen haben in Südostasien
eine führende Stellung bei  den akuten Covid-
19-Fällen und stehen an niedrigster Stelle bei
den Genesungen davon. Mit über 1000 neuen
Ansteckungen täglich ist das Land weit davon
entfernt, die Ansteckungskurve abzuflachen. In
der  Hauptstadtregion  Manila  hat  die
Bettenbelegung  mit  Covid-19-Fällen  eine
gefährliche Zahl von 76% erreicht.
Nach Angaben von  Ibon vom 21.7.20 gab es
bisher  mehr  Inhaftierungen  wegen  der
Verletzung der  Quarantäne-Bestimmungen als
Fälle von Massentestungen.
An  der  Spitze  des  SONA-Protests  standen
Gesundheitsbeschäftigte  von  öffentlichen  und

privaten  Krankenhäusern.  Mit  über  80  000
Infektionen  sei  das  öffentliche
Gesundheitssystem  überschwemmt,  so
Maristela  Abenojar,  Präsidentin  der  fort-
schrittlichen  Organisation  „Pflegekräfte
vereint“. Mehr  als  3800  Gesundheits-
beschäftigte  sind  aufgrund  des  Fehlens  von
Schutzausrüstung  vom  Virus  befallen.
Insgesamt gab es  bisher  94.919 an Covid-19
erkrankte Personen  (Stand: 25.7.20).

Piston  prangerte  an,  dass  mit  dem
Modernisierungsprogramm  für  die  Jeepneys
150 000 FahrerInnen  für fünf Monate hungrig
blieben. Nur 10% konnten wieder zurück auf die
Straße kehren.
Danilo Ramos, Vorsitzender der fortschrittlichen
Bauernorganisation  KMP  kritisierte,  dass  die
FarmerInnen  während  der  Pandemie  nicht
genügend  Hilfe  erfuhren  und  die,  die  für  ihr
Land kämpften, ermordet  oder festgenommen
und  inhaftiert  wurden.  Laut  der  Nonprofit-
Organisation PANAP gab es von März bis Juni
2020  sechzehn  landbezogene  Morde  und
vierzehn  Fälle  von  Gefangennahme  und
Inhaftierung.
Ramos forderte Duterte zum Rücktritt  auf und
erhielt dafür Beifall.
Hierzu möchte ich erwähnen, dass aktuell zwei
Großprojekte  geplant  werden,  welche  die
ländliche Bevölkerung in Gefahr bringen:
Die San Miguel Corporation  (SMC), einer der
größten  Konzerne  der  Philippinen,  plant  eine
Industriezone  in  Sarlaya/Quezon,  wobei  3000
Menschen,  hauptsächlich  FischerInnen,
FarmerInnen  und  ländliche  Arme  ihren
Arbeitsplatz  verlieren  werden.  BewohnerInnen
einer Gemeinde werden seit dem 6. Juli sogar
gezwungen, ihre Wohnungen zu verlassen.
Zudem  hat  Duterte  zugestimmt,  das
Umweltverträglichkeitszertifikat  für  das
Tampakan  Bergbau-Projekt  in  Tampakan  und
umliegenden Orten wiederherzustellen.
Das  Bergbauprojekt  wurde  2016  unter  der
damaligen  Umweltministerin  Gina  Lopez
suspendiert.  Von  dem  Projekt  sind  4000
Lumad-Angehörige betroffen. Bisher wurden 40
Menschen  getötet,  die  an  vorderster  Front
gegen das Bergbauprojekt protestiert hatten. 

In  verschiedenen  Kommentaren  wurde  die  5.
Erklärung  von  Duterte  zur  Lage  der  Nation
einer  kritischen  Bewertung  unterzogen.  So
merkte Renato Reyes jun. an, dass Duterte in
seiner  100  Minuten  dauernden  Rede  den
Regierungsplan zur Eindämmung von Covid-19
kaum  erwähnt  hat.  Stattdessen  legte  der
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Präsident den Schwerpunkt auf einen Impfstoff,
der aber laut der Gemeindeärztin Edelina dela
Paz gar nicht in Sicht sei.

Die Menschenrechtsorganisation  KARAPATAN
betrachtet  die  Verlegung  von  Militär  in  die
Gemeinden  als  Teil  des  sog.
Entwicklungsprogramms auf die Dorfebene, als
Annäherung  an  das  nationale
Aufstandsbekämpfungsprogramm, das in einer
weiteren  Militarisierung  der  zivilen  Bürokratie
bis runter zur Gemeindeebene ende.
Ebenso kritisierte  KARAPATAN Dutertes Pläne
zur  Wiedereinführung  der  Todesstrafe  in
drogenbezogenen Fällen und ging auf Dutertes
Leugnung  von  Menschenrechtsverletzungen
während des Kriegsrechts auf  Mindanao  ein.
KARAPATAN dokumentiert 800 000 Menschen-
rechtsverletzungen,  hauptsächlich  wegen
Luftangriffen  und  erzwungener  Vertreibung,
aber auch 93 außergerichtliche Morde.
Die  fortschrittliche  FischerInnenorganisation
PAMALAKAYA prangerte  die  Angriffe
chinesischer  Schiffe  auf  Fischerboote  an.
Duterte  hatte  gesagt,  die  Philippinen  können
sich keinen Krieg mit China leisten.
„Unsere  Rechte  vorzutragen,  bedeutet  nicht,
den Angreifern den Krieg zu erklären“,  so der
Vorsitzende Fernando Hicap.
Während der  Proteste wurden 141 Menschen
von  verschiedenen  Organisationen  fest-
genommen,  meistens  unter  dem  Vorwand
angeblicher  Verletzungen  der  sozialen
Distanzbestimmungen.
Am  selben  Tag  protestierten  Tausende  von
JournalistInnen  und  andere  vor  der  Diliman
Universität  in  Quezon  mit  einem  Aufruf  zur
Verteidigung  der  Pressefreiheit.  Es  gab  auch
Redebeiträge  von  VertreterInnen  der
Beschäftigten von ABS-CBN.

Bisher  gab  es  20  Petitionen  gegen  das  Anti-
Terror-Gesetz.

******************************************************

Überlebende des Kriegsrechts kämpfen
jetzt gegen die Tyrannei Dutertes

Bei den diesjährigen NeverAgain-Protesten am
21. September vor der UP  Diliman Universität
in  Manila  wiesen  die  Überlebenden  des
Kriegsrechts erneut darauf hin, dass es für die
Gräueltaten,  die  in  der  dunklen  Zeit  der
Militärherrschaft  begangen  wurden,  nie
wirkliche Gerechtigkeit gab.
Unter den Demonstrierenden waren auch Medy
De  Jesus  und  Pido  Gonzales,  Gründungs-
mitglieder von KAPATIRAN, der philippinischen
Partnerorganisation  der  Deutsch-Philippi-
nischen Freunde e.V.

Foto:  Medy  de  Jesus,  71,  Überlebende  des
Kriegsrechts  und  Mitglied  von  KARAPATAN  -
Southern Tagalog 

Medy  wurde  1974  Aktivistin,  nachdem  ein
Benediktiner-Priester,  den  sie  als  ehemalige
Nonne kannte, verschwand.
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Foto: Pido Pedro Gonzales

Ihr  Ehemann  Pedro  (Pido)  Gonzales  war
damals  Fischer  und  schon  vor  der  Marcos-
Diktatur  politisch  aktiv.  Nachdem  er  unter
Marcos  Kameraden,  Familienmitglieder  und
Angehörige verloren hatte, war er entschlossen,
bis zu seinem letzten Atemzug Aktivist zu sein.

Einen  ausführlichen  Bericht  gibt  es  auf  der
Webseite der Deutsch-Philippinischen  Freunde
Quelle:
https://www.bulatlat.com/2020/09/22/martial-
law-survivors-now-fighting-dutertes-tyranny/ 
******************************************************

Arbeiter/innen in den Wirtschaftszonen
der Philippinen am stärksten von Covid-

19 betroffen

Die Arbeiter/innen in Laguna sind am stärksten
von der Covid-19-Pandemie betroffen. Trotz der
Lage  Lagunas  als  industriellem  Zentrum  des
Landes, ist das Risiko einer Covid-19 Infektion
nach  Angaben  des  Instituts  für  Sicherheit  am
Arbeitsplatz  (IOHSAD)  sehr  hoch.  Einige
Betriebe in den Wirtschaftszonen mussten ihren
Betrieb einstellen, weil sich die Infektion unter
ihren  Beschäftigten  ausgebreitet  hat.  Laguna
hat  21  Wirtschaftszonen.  Die  meisten
konzentrieren  sich  in  den  Städten  von  Santa
Rosa, Biñan  und Calamba. Mit Stand vom 10.
August  2020  gibt  es  alleine  4.133  aktive
Covid19-Fällle  in  Laguna.  Das  sind  55%  der

Gesamterkrankungen.  In  den  3  genannten
Städten befindet sich die höchste Anzahl aktiver
Fälle in der Provinz Laguna, so die Freiwilligen
Hilfsorganisation „Dem Volke dienen“. Die laxe
Politik der Regierung bei den Massentests, der
Prävention  und  Kontrolle,  die  durch  die
Aussetzung  der  Arbeitsinspektionen  noch
verschärft  wurden,  waren  laut  IOHSAD die
„perfekten  Zutaten  für  eine  ausgewachsene
Gesundheitskatastrophe am Arbeitsplatz.“ Drei
Faktoren trugen zu dem sprunghaften Anstieg
der Covid-19-Fälle bei: die geringe Anzahl von
Arbeiter/innen, die täglich getestet wurden, die
ineffektive Ermittlung von Kontaktpersonen und
die Praxis nur Beschäftigte mit Symptomen zu
testen,  während  andere,  die  mit  verdächtigen
Personen  konfrontiert  werden,  angewiesen
werden, sich zu Hause ohne Abstrichproben in
Quarantäne zu begeben. IOHSAD  weist darauf
hin,  dass  die  lokale  Regierung  bisher  nur  73
Fabriken  bzw.  3%  der  2.428  Fabriken  der
Provinz  inspiziert  hat.  Am  30.  Juli  2020
berichtete  die  Forschungs-  und
Arbeitnehmerrechtsgruppe  Süd-Tagalog
Bildung für Arbeiterrechte, Untersuchungen und
Entwicklung  (STEWARD),  Covid-19
Arbeiterbeobachtung,  dass  290  Beschäftigte
von  Nidec  Philippines  bei  rt-PCR-Tests
(Abstrichen)  positiv  getestet  wurden.
Desweiteren  gibt  es  laut  STEWARD  positive
Fälle bei Gardenia Bakeries, F.Tech Philippines
Manufacturing, Alaska Milk Corporation, Coca-
Cola  FEMSA Santa  Rosa,  Imasen  Philppine
Manufacturing  Corporation,  Technol  Eight
Philippines Corporation, Optodev Inc., Interphil
Laboratories,  Edward  Keller  Philippines,
Toshiba Philippines und Nexperia Philippines.

IOHSAD  wiederholte  ihre  Forderungen  nach
kostenlosen  Massentests,  Subventionen  für
kleine  und  mittlere  Unternehmen,  um
sicherzustellen,  dass  die  Gesundheitsnormen
eingehalten werden, der sofortigen Beurteilung
aller  Beschäftigten,  um  festzulegen,  wer  sich

https://www.bulatlat.com/2020/09/22/martial-law-survivors-now-fighting-dutertes-tyranny/
https://www.bulatlat.com/2020/09/22/martial-law-survivors-now-fighting-dutertes-tyranny/


Pintig / Am Puls der Zeit – Deutsch-Philippinische Freunde & Kapatiran – Oktober 2020

einem  rt-PCR-Test  unterziehen  sollte,  der
Einrichtung   von  Isolationszentren,  der
Wiederaufnahme  der  Arbeitsplatzinspektionen
durch  die  Arbeitministeriumssabteilung,  der
Beauftragung  von  medizinischen  Fachkräften
zur Reaktion auf Covid-19 und der Einstufung
von  Covid-19  als  Berufskrankheit.  Notwendig
sind  nach  Ansicht  von  STEWARD  auch  die
regelmäßige Desinfektion  am Arbeitsplatz,  die
Befriedigung  der  Gesundheits-  und
Sicherheitsbedürfnisse  der  Beschäftigten  wie
PSA und Vitamine, Sanitätskabinen an Ein- und
Ausgängen  von  Fabriken  und  ein  Tür-zu-Tür-
Transportdienst,  um das  Risiko  von  Covid-19
drastisch zu reduzieren.  Bereits am 3. August
2020  hatte  es  mit  Gewerkschaftsführer/innen
aus  der  Region  Süd  Tagalog  beim
Arbeitsministerium  einen  Antrag  für  eine
Barhilfe  von  10.000  Pesos   für  die
Arbeiter/innen  eingereicht,  die  durch  die
Pandemie ihrer Rechte beraubt wurden.  Laut
IOHSAD  melden  sich  viele  Beschäftigte  trotz
des hohen Infektions- und Krankheitsrisikos zur
Arbeit,  wegen  der  „keine  Arbeit-kein  Lohn“-
Maßnahmen.  STEWARD  stellt  die
Behauptungen der Regierung Duterte in Frage,
dass  es  kein  Geld  gebe.  In  den  letzten  5
Monaten  hat  sich  die  Regierung  über  2
Billionen Pesos geliehen.
******************************************************

BRD: „Querfront“ – faschistische
Taktik in neuem Gewand

Am  29.  August  riefen  „Querdenken  711“  und
„Demokratischer  Widerstand“  erneut  zu  einer
Demonstration  nach  Berlin  auf,  diesmal  unter
dem Motto „Das Ende der Pandemie – Tag der
Freiheit“.  Die große Mehrheit  der Bevölkerung
lehnt diese sogenannten „Corona-Proteste“ ab
und  kritisiert  die  provokante,  rücksichtslose
Missachtung notwendiger Hygienemaßnahmen.
Verbreitet  ist,  die  Demonstranten  als  einen
Haufen  Spinner  oder  schräge  Regierungs-
gegner  abzutun.  Das geht  aber  am Kern des
Problems vorbei. Ein Teil der Teilnehmer dieser
Demonstrationen  sind  keine  Faschisten.  Sie
treibt  Existenzangst  und  Misstrauen  in  die
bürgerliche  Gesundheitspolitik  an.  Gefordert
wird  die  Freiheit,  sich  an  keine  Hygiene-
maßnahme halten zu müssen. Vom tatsächlich
notwendigen  Kampf  um  Befreiung  von
Ausbeutung  und  Unterdrückung  durch  die
Großkonzerne sieht und hört man dagegen auf
den  Demos  nichts.  Die  Teilnehmer  ziehen
keinen  klaren  Trennungsstrich  gegenüber
Faschisten und gehen damit den Veranstaltern

und ihrer Taktik auf den Leim. In seiner Rede in
Berlin  verkündete  „Querdenken“-Initiator
Michael Ballweg, in seiner Bewegung sei kein
Platz  für  links-  und  rechtsextremistische
Positionen.  Das  war  reine  Demagogie
angesichts  vieler  faschistischer  Flaggen  und
Symbolen.

Es  war  auch  kein  Zufall,  dass  der  Aufschrei
gegen  das  anfängliche  und  völlig  berechtigte
Verbot  der  Demonstration  von  der  gesamten
neofaschistischen  Szene  ausging  –  von  NPD
über  den  „III.Weg“  über  den  AfD-„Flügel“  um
Björn Höcke bis zur  „Identitären Bewegung“,
die alle auch zur Demonstration mobilisierte.

In  Deutschland  vermeidet  ein  großer  Teil  der
Drahtzieher,  den  Begriff  „Querfront“  wegen
seiner  geschichtlichen Diskreditierung offen in
den Mund zu nehmen.  Allerdings  lehnen sich
die „Querdenken“-Initiatoren deutlich daran an.
Und  in  Österreich  gibt  es  bereits  eine
sogenannte„Corona-Querfront“.

Ein klarer Trennungsstrich ist notwendig!
Für  alle  demokratischen,  fortschrittlichen  und
revolutionären  Kräfte  kann  es  keine
Zusammenarbeit mit Bewegungen, Bündnissen
und Initiativen geben, die sich nicht in Wort und
Tat entschieden von Faschisten abgrenzen. Die
Bewegung  „Gib  Faschismus,  Rassismus,
Antikommunismus  und  Antisemitismus
keine Chance!“ ist  der richtige Kompass, um
im Gewoge der gegenwärtigen Proteste einen
klaren Standpunkt einzunehmen:

******************************************************

Menschenrechtsanwält*Innen durch
Plakate gebranntmarkt

MenschenrechtsanwältInnen und  AktivistInnen,
die  sich  für  die  Rechte  der  indigenen  Lumad
einsetzen,  haben  mit  Schrecken  festgestellt,
dass in Davao/Mindanao an mehreren Stellen
Plakate  an  Zäunen  und  Mauern  aufgehängt
worden  sind,  in  denen  sie  als  „Zerstörer  von
Menschenrechten“ bezeichnet werden oder als
„Killer“.
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Die AktivistInnen gehen davon aus, dass diese
Plakataktion dazu dienen soll, ihnen zu drohen
und sie zum Schweigen zu bringen.
„Diese Kampagne soll wohl den Leuten, die 
uns töten wollen, einreden, dass das 
gerechtfertigt ist, weil wir angeblich „Killer“ sind.
In der Psychologie wird so etwas als Projektion 
bezeichnet“, sagt Dr. Jean Lindo, Vorsitzende 
von GABRIELA in Süd-Mindanao, deren Foto 
auch auf dem Plakat abgebildet war.
Auf den Plakaten war nicht zu erfahren, wer für
sie verantwortlich ist. Es wird jedoch vermutet,
dass  es  eine  Aktion  der  Regierung  ist,  die
immer wieder AktivistInnen als kommunistische
Rebellen  und  deren  UnterstützerInnen
bezeichnet. Dieser Angriff war der zweite dieser
Art  seit  Inkraftsetzung  des  umstrittenen  Anti-
Terror-Gesetzes.
******************************************************

Morde an Aktivist*Innen

Randall Echanis (71), Aktivist seit der Marcos-
Diktatur,  wurde  am  10.  August  in  seiner
Wohnung  in  Quezon  City  ermordet
aufgefunden. 
Randall war Vorsitzender von Anakpavis, einer
Parteiliste  für  Bauern  und  ArbeiterInnen  und
seit  2002  als  Friedensberater  der
Nationaldemokratischen  Front  der  Philippinen
bei  den  Friedensgesprächen.  Er  war  dreimal
inhaftiert  worden:  Unter  der  Marcos-Diktatur,
unter  Corazon  Aquino  und  Gloria  Arroyo.  Mit
ihm  wurde  sein  Nachbar  Louie  Tagapia
ermordet.
Die Angehörigen von Randall erlebten mehrere
Schikanen durch die  Polizei,  die  zunächst  für
zwei Tage den Leichnam beschlagnahmte und
zudem den Verdacht auf Personen lenkte, die
vielleicht  einen  persönlichen  Groll  gegen  den
Nachbarn hätten.
Mitglieder  von  Anakpavis und  NUPL
(fortschrittliche  AnwältInnen)  glauben  jedoch,
dass  die  Morde  das  Werk  staatlicher

Sicherheitskräfte  waren.  Sie  fordern  eine
Untersuchung  durch  die  Menschen-
rechtskommission  oder  andere  unabhängige
Stellen.

Am  17.  August  wurde  die  39jährige  Zara
Alvarez,  Menschenrechtsaktivistin  von
KARAPATAN in Bacolod City/Negros ermordet.
Sie  war  Lehrerin  und  alleinerziehende  Mutter
einer elfjährigen Tochter, außerdem Leiterin von
Kampagnen  und  Schulungen  in  Negros.
Während  der  Pandemie beteiligte  sie  sich  an
Hilfsaktionen  des  kommunalen  Gesund-
heitsprogramms.

Von  2012  bis  2014  war  Zara  aufgrund  einer
gefälschten Anklage inhaftiert gewesen, gegen
Kaution frei  gelassen worden und erst  letztes
Jahr freigesprochen worden. Im Jahr vor ihrer
Ermordung  hatte  Zara  zahlreiche  Drohungen
von Seiten des Militärs erhalten.
KARAPATAN verurteilt  den  Mord  an  Zara,
ebenfalls  hat  IWA (International  Womens´
Alliance) einen Nachruf geschrieben, indem sie
Gerechtigkeit  für  Zara  und  alle  Opfer
außergerichtlicher Hinrichtungen fordert.

******************************************************

"Alle Dörfer bleiben" - Demonstration
gegen RWE

Aus  Düsseldorf  unterstützten  wir   die
Demonstration  am  30.  August  "Alle  Dörfer
bleiben" mit insgesamt 3.000 Teilnehmern.
23  Organisationen  haben  dazu  aufgerufen,
viele  Jugendliche beteiligten sich  daran.  Sehr
rege eine Gruppe aus Bonn, Studenten von der
SDS/Die  Linke.  "One Solution:  Revolution",
war einer ihrer zahlreichen Sprechchöre. 
Ihr Transparent:  "Kumpel nicht in der Grube
stehen lassen!"
Das  Transparent  der  Umweltgewerkschaft
"Sofortiges Ende des Braunkohletagebaus"
wurde oft fotografiert. 
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Auf  der  Pressekonferenz  von  "Alle  Dörfer
bleiben"  erklärte  am  Morgen  dagegen  Luisa
Neubauer,  Grüne und  Fridays-for-Future,  die
Position  der  Grünen  im  Bundestag,
"Kohleausstieg bis 2030, um die Klimaziele zu
erreichen". Die Grünen in Nordrhein-Westfalen
erklären  auf  ihrer  Website  aktuell  unter  dem
Stichwort  "FAQ  -  Grüne  und  der  Hambacher
Wald":  "Im  Wahlprogramm  zur  Landtagswahl
2017 haben wir einen nationalen Kohlekonsens
und  einen  Kohleausstieg  in  den  kommenden
zwei Jahrzehnten gefordert."

Bundes- und Landesregierung verteidigen
Maximalprofite von RWE
Genau  das  ist  mit  dem  sogenannten
Kohlekompromiss der  Bundesregierung  im
September  2019  beschlossen  worden,  damit
RWE jetzt und bis 2038 noch Milliardengewinne
einstreichen kann.  Regierungsfähigkeit  für  die
Monopole beweisen als oberstes Gebot!
Alle  Dörfer  bleiben"  waren  mehrere
Hundertschaften  Polizei  im  Einsatz  und
Hubschrauber,  wie  bei  den  Protesten  in  den
Wochen  zuvor.  Viele  Zufahrten  waren
weiträumig  abgesperrt,  so  dass  Teilnehmer
lange Wege hatten.
******************************************************

2. Europaweiter Gipfel zur
Menschenrechtskrise in den Philippinen
Veranstalter: Europe Network for Justice

and Peace in the Philippines (ENJPP) 

Auf Einladung von Bishop Antonio Ablon haben
wir  am  19.09.2020  an  der  Zoom-

Videokonferenz  zur  Situation  der
Menschenrechte  in  den  Philippinen
teilgenommen.

Foto:  Antonio  Ablon  ist  KAPATIRAN
Vorstandsmitglied  und  Bischoff  der
Unabhängigen Kirche der Philippinen.

Als Gastgeber und Moderator begrüßte Antonio
Ablon  35  Unterstützer  von  verschiedenen
Organisationen  und  Institutionen,  die  sich
eingewählt  hatten.  Es  gab  Kurzberichte  mit
Zahlen,  Daten,  Fakten  zu  inhaftierten,
erkrankten  und  ermordeten  Menschen  unter
Dutertes  Regime.  Die  aktuelle  Corona-
Pandemie  mit  ihrem  miserablen
Krisenmanagement  und  dem  mit  militärischer
Gewalt  durchgesetzten  Lockdown  verschärft
die  Lage  noch  zusätzlich.  Dies  wurde
anschaulich  durch  zwei  Zeugenaussagen
verdeutlicht. 
Ergebnis  der  Konferenz  war  der  Beschluss
einer  gemeinsamen  Abschlusserklärung
„Unity Statement“,  die im Anschluss u.a. an,
Michelle Bachelet,  „UN High Commissioner
for  Human  Rights“ (Menschenrechts-
beauftragte der UN) versendet wurde.

Dieser 2. Gipfel in Form einer Videokonferenz
sollte  die  Dankbarkeit  gegenüber  der
isländischen  Regierung  ausdrücken  für  die
Unterstützung  bei  der  Übermittlung  des
Ersuchens an Michelle Bachelet, einen Bericht
zur Menschenrechtslage in den Philippinen zu
erstellen.

https://www.rf-news.de/2020/kw27/kohleausstiegsgesetz-milliarden-fuer-monopole-freifahrt-fuer-umweltzerstoerung
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Michelle  Bachelet  hat  nach dem 1.  Gipfel   in
Reykjavik, Island am  21 September 2019 einen
Bericht  zur  Menschenrechtslage  in  den
Philippinen,  den  sie  dann  dem  UN
Menschenrechtsrat präsentiert hat. 

Auszüge aus der Abschlusserklärung:
„ (…) Zusammen mit vielen anderen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen begrüßte
das Europäische Netzwerk für Gerechtigkeit 
und Frieden auf den Philippinen (ENJPP) den 
Bericht des OHCHR als ein wertvolles 
Instrument. (…) 
Der Bachelet-Bericht ist ein wichtige Etappe im 
langwierigen Kampf um Gerechtigkeit in der
Philippinen.  (…)
Die absichtlich vage Definition von 
"Terrorismus" in der neuen ATL (Anti-Terror-
Gesetze) kann dazu führen, dass selbst die 
mildesten Kritiker der Regierung als Terroristen 
etikettiert werden und dienen dazu, jede Form 
von Dissens zu ersticken, noch mehr als zuvor. 
Tragischerweise haben wir in den letzten 
Wochen die Auswirkungen der ATL gesehen 
mit der Ermordung von Randall Echanis, einem
NDFP-Friedensberater und Bauernführer, und 
Zara Alvarez, einer jungen 
Menschenrechtaktivistin. Sie wurden in 
Bacolod City, Negros, kaltblütig erschossen.

Unser  Versprechen:  Den  Kampf  für
Menschenrechte, Gerechtigkeit und Frieden in
den Philippinen fortzusetzen.
Die großen Opfer, die von den vielen 
Menschenrechtsverteidigern gebracht wurden, 
Umwelt und Friedens-Aktivisten, Bauernführer, 
Journalisten, Anwälte und Politiker auf den 
Philippinen sind ein Aufruf an uns, unser 
Engagement im Kampf für die Beendigung der 
Tötungen und aller Formen von 
Menschenrechtsverletzungen und all jene zu 
unterstützen, die sich für eine auf Gerechtigkeit
und Frieden gegründete Gesellschaft einsetzen
auf jede erdenkliche Art und Weise. (...)“

******************************************************

Spenden mit Balikbayan-Boxen:
Praktische Unterstützung für politische

Gefangene

Neben  Geldspenden  sammeln  wir  für  die
moralische  und  praktische  Unterstützung  der
politischen Gefangenen Sachspenden,  die  wir
mir Balikbayan-Boxen zu unseren persönlichen
Ansprechpartnern  schicken.  Sie  garantieren
und übernehmen die Verteilung an die richtigen
Empfänger. 
Besonders benötigt werden:

• Handtücher, Geschirrtücher
• Bettlaken oder Bettbezüge (sie werden

als  Decken  oder  Schlafsäcke
verwendet)

• Hygieneartikel  wie  Seifenstücke,
Zahnpasta,  Zahnbürsten,  Shampoo,
Deo, Damenbinden

• Desinfektionsmittel, Masken
• Frischhaltedosen 
• Sommerliche Kleidung, Unterwäsche 
• Schuhe (z.B. Flip-Flop-Sandalen)
• Außerdem  gerne  Dinge  für  den

Zeitvertreib  wie  englischsprachige
Bücher,  Papier,  Stifte,  Bastelsachen
usw.

Die Familien der Gefangenen freuen sich auch
über  andere  Haushaltsgegenstände  und  über
Kindersachen. 

******************************************************

Tragische Nachricht vom Tod von Reina
Mae Nasinos Baby River 

Am 10. Oktober 2020 erreichte uns die traurige
Nachricht,  dass das Baby von der  politischen
Gefangen Reina Mae Nasino im Alter von nur
drei  Monaten  im  Krankenhaus  gestorben  ist.
Reina  ist  eine  Studentenaktivistin,  die  mit
falschen  Anklagen  ins  Gefängnis  gekommen
ist.  Ihre Tochter  wurde im Gefängnis  geboren
und mit einem Monat von der Mutter getrennt.
Es  gab  keine  Schwangerschaftsvorsorge-
untersuchungen  und  das  Baby  konnte  nicht
ausreichend  gestillt  werden,  wodurch  es  sehr
schwach  und  krank  wurde.  Reina  wurde  es
nicht  erlaubt,  in  den  letzten  Stunden  ihres
Lebens bei ihr zu sein. 

Wir fordern die sofortige Freilassung
von Reina Mae und allen anderen

politischen Gefangenen!


